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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 
 
Az: B 2 U 222/09 B 
 
L 2 U 397/07 (Bayerisches LSG) 
S 15 U 23/05 (SG Landshut) 
 
 
 
…………………………………………. , 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigter: ………………………………….., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Berufsgenossenschaft für Fahrzeughaltungen, 
Ottenser Hauptstraße 54, 22765 Hamburg, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin, 
 
beigeladen: 
 
Berufsgenossenschaft der Bauwirtschaft, 
Hildegardstraße 29/30, 10715 Berlin. 
 
 
 

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 12. November 2009 durch den 

Richter   Dr.  B e c k e r    als Vorsitzenden sowie die Richter   M u t s c h l e r  

und   H e i n z  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil 

des Bayerischen Landessozialgerichts vom 18. Juni 2009 wird als unzulässig 

verworfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision in der angefochtenen Entscheidung 

des Landessozialgerichts (LSG) ist als unzulässig zu verwerfen (§ 160a Abs 4 Satz 1 iVm § 169 

des Sozialgerichtsgesetzes <SGG>). Der Kläger hat zur Begründung seiner Beschwerde 

keinen der in § 160 Abs 2 SGG abschließend aufgeführten Zulassungsgründe (grundsätzliche 

Bedeutung, Abweichung oder Verfahrensmangel) gemäß § 160a Abs 2 Satz 3 SGG schlüssig 

dargelegt oder bezeichnet. Da der Beschluss über eine erfolglose Nichtzulassungsbeschwerde 

kurz begründet werden soll (vgl § 160a Abs 4 Satz 2 SGG), erteilt der Senat folgende Hinweise: 

 

Der Kläger stützt seine Beschwerde zunächst auf den Zulassungsgrund der grundsätzlichen 

Bedeutung der Rechtssache nach § 160 Abs 2 Nr 1 SGG. Die Darlegung der grundsätzlichen 

Bedeutung der Rechtssache erfordert die Formulierung einer bestimmten abstrakten 

Rechtsfrage, der in dem Rechtsstreit eine grundsätzliche, über den Einzelfall hinausgehende 

Bedeutung beigemessen wird (BSG SozR 1500 § 160a Nr 11). Die abstrakte Rechtsfrage ist 

klar zu formulieren, um an ihr die weiteren Voraussetzungen für die begehrte 

Revisionszulassung nach § 160 Abs 2 Nr 1 SGG prüfen zu können (Krasney/Udsching, 

Handbuch des sozialgerichtlichen Verfahrens, 5. Aufl 2008, IX, RdNr 181). Weder hinsichtlich 

der angesprochenen Ausführungen zur Unzulässigkeit der Klage in den Entscheidungsgründen 

des LSG noch zu dem behaupteten Verstoß des LSG gegen die Entscheidung des Senats vom 

5. Februar 2008 - B 2 U 8/07 R - hat der Kläger jedoch eine derartige Frage formuliert. 

 

Die Ausführungen des Klägers zu der von ihm erhobenen Rüge der Abweichung des LSG von 

der genannten Entscheidung des Senats werden ebenfalls nicht den Anforderungen des § 160a 

Abs 2 Satz 3 SGG gerecht. Eine Abweichung iS des § 160 Abs 2 Nr 2 SGG ist nur dann hinrei-

chend dargetan, wenn aufgezeigt wird, mit welcher genau bestimmten entscheidungserhebli-

chen rechtlichen Aussage die angegriffene Entscheidung des LSG von welcher ebenfalls genau 

bezeichneten rechtlichen Aussage des Bundessozialgerichts (BSG), des Gemeinsamen Senats 

der obersten Gerichtshöfe des Bundes (GmSOGB) oder des Bundesverfassungsgerichts 

(BVerfG) abweicht (BSG SozR 1500 § 160a Nr 21, 29 und 54). Eine Abweichung liegt nicht 

schon vor, wenn die angefochtene Entscheidung des LSG nicht den Kriterien entsprechen 

sollte, die das BSG, der GmSOGB oder das BVerfG aufgestellt haben, weil die - behauptete - 

Unrichtigkeit einer Entscheidung im Einzelfall nicht die Zulassung einer Revision wegen 

Abweichung rechtfertigt. Erforderlich ist vielmehr, dass das LSG diesen Kriterien widersprochen 

und über den Einzelfall hinausgehende andere rechtliche Maßstäbe entwickelt hat. Derartiges 

hat der Kläger nicht dargelegt. 

 

Auf die Rüge eines Verfahrensmangels ist die Revision nach § 160 Abs 2 Nr 3 SGG nur zuzu-

lassen, wenn ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entschei-

dung beruhen kann; der geltend gemachte Verfahrensmangel kann nicht auf eine Verletzung 
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der §§ 109 (Anhörung eines bestimmten Arztes) und 128 Abs 1 Satz 1 SGG (freie richterliche 

Beweiswürdigung) und auf eine Verletzung des § 103 SGG (Aufklärung des Sachverhalts von 

Amts wegen) nur gestützt werden, wenn er sich auf einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG 

ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist. 

 

Hinsichtlich der Rüge, das LSG habe seine Aufklärungspflicht verletzt, weil es insbesondere 

Dr. M.             hätte hören müssen, ist den Ausführungen des Klägers nicht zu entnehmen, dass 

er zu berücksichtigende Beweisanträge iS des § 160 Abs 2 Nr 3 SGG gestellt habe. Denn ein 

Beweisantrag iS des § 160 Abs 2 Nr 3 SGG muss den Anforderungen der Zivilprozessordnung 

(ZPO) genügen (BSG SozR 1500 § 160 Nr 45; BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 9) und ua nach 

§ 403 ZPO die zu begutachtenden Punkte bezeichnen (vgl BSG SozR 4-1500 § 160a Nr 3 

RdNr 6). Welchen Aufklärungsbedarf er noch sah und welches Beweisthema er bezeichnet hat-

te, wird in der Beschwerdebegründung jedoch nicht aufgezeigt. 

 

Die Rüge, das LSG habe das allgemeine Prozessgrundrecht auf ein faires Verfahren verletzt, 

ist nicht hinreichend dargelegt. Der aus Art 2 Abs 1 des Grundgesetzes (GG) in Verbindung mit 

dem Rechtsstaatsprinzip (vgl Art 20 Abs 3 GG) sowie Art 6 Abs 1 Satz 1 der europäischen Kon-

vention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten (EMRK) abgeleitete Anspruch 

auf ein faires Verfahren ist nur verletzt, wenn grundlegende Rechtsschutzstandards wie das 

Gebot der Waffengleichheit zwischen den Beteiligten, das Übermaßverbot (Gebot der 

Rücksichtnahme) gegenüber Freiheitsrechten und das Verbot von widersprüchlichem Verhalten 

oder Überraschungsentscheidungen nicht gewahrt werden (vgl BVerfGE 78, 123, 126; BVerfG 

SozR 3-1500 § 161 Nr 5; BSG SozR 3-1750 § 565 Nr 1, SozR 3-1500 § 112 Nr 2). Derart 

schwere Verfahrensverstöße hat der Kläger nicht vorgebracht. Er setzt sich vielmehr im Kern 

seiner Ausführungen mit der Beweiswürdigung des LSG auseinander; darauf kann eine 

Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision jedoch nicht in zulässiger Weise gestützt 

werden (§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung der §§ 183, 193 SGG. 
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